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ckelt werden sollen. Daher sollten Sie nicht immer 
anmahnen, wir sollten Ergebnisse vorlegen.  

(Zuruf von der SPD: Wer war noch gleich in 
der Regierung?) 

Es gehört auch zum Wesen einer parlamentari-
schen Demokratie, dass sowohl die Koalitionsfrakti-
onen und die Regierung als auch die Opposition 
inhaltliche Vorschläge machen, die nicht aus dem 
Wolkenkuckucksheim sind, … 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
… sondern die vor dem Hintergrund einer realisti-
schen Agrarpolitik in Nordrhein-Westfalen eine Per-
spektive haben.  

Daher freue ich mich auf die inhaltliche Auseinan-
dersetzung. Aber Sie müssen schon einen kleinen 
Beitrag dazu leisten.  

(Zurufe von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister.  

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Auch hierzu kann ich nur sagen: Wenn uns der 
erste Entwurf vorliegt, werden wir Sie alle zum Ge-
spräch einladen. Sie können viel lernen.  

In dieser Zukunftskommission arbeiten alle Partner 
mit, die wir brauchen, um ein Zukunftskonzept für 
die Landwirtschaft und für den ländlichen Raum in 
Nordrhein-Westfalen zu erarbeiten. – Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Meine Damen und Herren, ich schließe 
die Beratung.  

Wir kommen zur Abstimmung. Wir stimmen erstens 
ab über den Antrag Drucksache 14/7670. Der Aus-
schuss für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz empfiehlt in der Be-
schlussempfehlung Drucksache 14/8092, diesen 
Antrag abzulehnen. Wer dieser Empfehlung des 
Ausschusses für Umwelt und Naturschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz folgen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind CDU- und 
FDP-Fraktion. Wer ist dagegen? – Die Fraktionen 
von SPD und von Bündnis 90/Die Grünen. Enthält 
sich jemand? – Das ist nicht der Fall. Damit ist die 
Beschlussempfehlung angenommen und der An-
trag der SPD-Fraktion mit der Stimmenmehrheit der 
Koalitionsfraktionen abgelehnt.  

Wir stimmen zweitens ab über den Antrag der Koali-
tionsfraktionen. Der Ältestenrat empfiehlt die Über-
weisung des Antrags Drucksache 14/8540 an den 
Ausschuss für Umwelt und Naturschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz – federfüh-
rend – und an den Hauptausschuss – mitberatend. 
Die abschließende Beratung wird in öffentlicher 
Sitzung im federführenden Ausschuss für Umwelt 
und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz erfolgen. Wer dafür ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Ist jemand dagegen? – Enthaltun-
gen? – Damit ist die Überweisung einstimmig be-
schlossen.  

Ich rufe auf: 

9 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Wahlkreiseinteilung für die Wahl zum Landtag 
Nordrhein-Westfalen (Wahlkreisgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/7826 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Hauptausschusses 
Drucksache 14/8511 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die CDU-
Fraktion dem Kollegen Biesenbach das Wort. Bitte 
schön. 

Peter Biesenbach*) (CDU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Dieser Gesetzentwurf will 
dem Gebot einer gleichen Wahl Rechnung tragen. 

Gemäß § 13 Abs. 2 S. 3 des Landeswahlgesetzes 
ist eine Neuabgrenzung der Landtagswahlkreise 
vorzunehmen, wenn die Bevölkerungszahl dort von 
der durchschnittlichen Bevölkerungszahl der Wahl-
kreise um mehr als 20 vom Hundert abweicht. 
Durch die Abweichung im Wahlkreis 6, dem Rhein-
Erft-Kreis II, um 21,4 vom Hundert ist eine Neuab-
grenzung für die Landtagswahl erforderlich. 

Ferner ist nach Möglichkeit auf die Grenzen der 
Kreise Rücksicht zu nehmen. Dementsprechend 
wird durch eine Neueinteilung die Stadt Rüthen 
nicht mehr als einzige zum Kreis Soest gehörende 
Gemeinde mit acht Gemeinden des Hochsauer-
landkreises zusammengefasst.  

Die Wahlkreiseinteilung im Gebiet der kreisfreien 
Stadt Aachen war nach dem Grundsatz, örtliche 
Zusammenhänge nach Möglichkeit zu bewahren, 
verbesserungswürdig. Aus diesem Grunde schla-
gen wir Ihnen die Änderungen vor und bitten um 
Zustimmung. 

(Beifall von CDU und FDP) 
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Vizepräsident Edgar Moron: Herzlichen Dank, 
Herr Kollege Biesenbach. Das war sehr schön kurz. 
Sehr erfreulich. – Für die SPD-Fraktion spricht nun 
Frau Kollegin Gödecke. Bitte schön. 

Carina Gödecke (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Um es gleich vorwegzu-
nehmen: Die SPD-Landtagsfraktion wird dem vor-
liegenden Gesetzentwurf zustimmen. Wir tun das 
nicht freudigen Herzens, sondern mit einer geballten 
Faust in der Tasche. Das ist ein Bild, das Sie aus 
der Verabschiedung im Jahr 2004 noch kennen, 
Kolleginnen und Kollegen der CDU-Fraktion. 

Den Rhein-Erft-Kreis hat Kollege Biesenbach zutref-
fend dargestellt. Natürlich gibt es die gesetzeser-
hebliche Abweichung. Natürlich gibt es einen Hand-
lungsbedarf. Natürlich stimmen wir hier zu, weil 
diese Lösung vor Ort einvernehmlich entwickelt 
worden ist. 

Für Aachen und Bonn haben wir Alternativen im 
Gesetzgebungsverfahren vorgeschlagen und haben 
sie prüfen und bewerten lassen. Wir sind nach wie 
vor der Meinung, dass diese Alternativen genauso 
möglich gewesen wären, nehmen aber zur Kenntnis 
– weil wir es im Moment nicht verändern und ver-
hindern können –, dass das politisch nicht gewollt 
ist. 

Rüthen ist fast karnevalistisch und passt zum heuti-
gen Abend. Wir weisen natürlich mit Abscheu von 
uns, dass der Vorschlag aus dem Jahr 2004 
schlecht war. Nein, Rüthen wird heute politisch mo-
tiviert wieder dem anderen Wahlkreis zugeschla-
gen. Von daher können wir diese Veränderung 
überhaupt nicht nachvollziehen und überhaupt nicht 
mittragen. 

Wir stimmen auch deshalb mit der geballten Faust 
in der Tasche zu, weil es – sehr ernsthaft gemeint – 
ein Wert an sich ist, wenn es einen breiten, über alle 
parteipolitischen Grenzen hinweg getragenen Kom-
promiss und einen Konsens gibt. Der Gesetzentwurf 
bildet auch das ab, was nicht in diesem Wahlkreis-
gesetz geregelt wird, sondern im Vorfeld eine Rolle 
gespielt und auch über die Medien verbreitet wor-
den ist, nämlich Änderungen in ganz anderen Be-
reichen. 

Ich bedanke mich ausdrücklich für den konstrukti-
ven Arbeitsprozess im Vorfeld, der in Wahlkreisge-
setzgebungsverfahren absolut üblich ist und dazu 
geführt hat, liebe Kolleginnen und Kollegen aus den 
anderen Fraktionen, dass unserer Fraktion die Zu-
stimmung möglich geworden ist. Herzlichen Dank 
dafür, dass es nicht noch weiteren Änderungsbedarf 
gibt. 

Wir stimmen zu … 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank … 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Carina Gödecke (SPD): 2:53 Minuten habe ich 
noch, Herr Präsident, die ich aber nicht ausnutzen 
will. 

Vizepräsident Edgar Moron: Entschuldigung, ich 
dachte, Ihre Rede wäre zu Ende. 

Carina Gödecke (SPD): Ich würde gerne mit einem 
Satz aus dem Hauptausschuss schließen, der mich 
erfreut und amüsiert hat. Ich glaube, er wird im Zu-
sammenhang mit Wahlkreisgesetzen Parlaments-
geschichte schreiben: Die Faust ist dieselbe geblie-
ben; allerdings ist die Tasche, in der sie geballt wird 
und in der sie geballt zur Zustimmung beiträgt, eine 
andere geworden. – In diesem Sinne handelt es 
sich um eine Zustimmung mit jener Faust in der 
Tasche. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Gödecke. – Herr Witzel, Sie haben das 
Wort für die FDP-Fraktion. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Frau Gödecke hat zu 
Recht darauf hingewiesen, dass wir nicht jede Fra-
ge, die in dieser Legislaturperiode das Wahlrecht 
betroffen hat, einvernehmlich geregelt haben. Des-
halb muss man durchaus positiv festhalten, wenn 
das nun mit der Opposition in wesentlichen Fragen 
gelingt. 

Selbstverständlich müssen wir Wahlen über politi-
sche Auseinandersetzungen gewinnen und nicht 
von taktischen Erwägungen der Wahlkreisgeometrie 
abhängig machen. Insofern haben die Koalitions-
fraktionen in der Tat weitestgehend das bisherige 
Wahlkreisgesetz, so wie es unter rot-grüner Ver-
antwortung in der letzten Legislaturperiode erarbei-
tet worden ist, zur Grundlage gemacht und nur ei-
nen sehr moderaten Änderungsantrag gestellt, der 
das berücksichtigt, was wahlrechtlich zwingend 
notwendig ist. 

Dazu hat mein Kollege Peter Biesenbach das Not-
wendige über die Größenüberschreitungen im 
Rhein-Erft-Kreis gesagt und darüber gesagt, wo es 
aus landschaftlichen Gründen absolut nicht nach-
vollziehbar war, wo es dem zwingenden Prinzip des 
Wahlkreisgesetzes entsprechend geboten war, für 
eine möglichst große Einheit von Wahlkreis und 
Kreisgebiet zu sorgen. Deshalb gibt es Fälle wie 
Rüthen und die anderen, die angesprochen worden 
sind. 

Ich sage ausdrücklich, dass es das Ergebnis eines 
Kompromisses mit der Opposition ist, weil im 
Hauptausschuss neben den antragstellenden Frak-
tionen von CDU und FDP auch die SPD-Fraktion 
zugestimmt hat. 
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Frau Löhrmann hat im Zusammenhang mit diesem 
Gesetz im Vorfeld die Glaubwürdigkeit der FDP 
angesprochen. Nachdem Sie das Thema im Haupt-
ausschuss aufgegriffen haben, möchte ich Sie Ih-
nen ausdrücklich beantworten: Auch wenn wir nicht 
die in der Hauptsache von Wahlkreisfragen in vol-
lem Umfang betroffene Partei sind, hätte es aus 
unserer Sicht gute Sachgründe gegeben, sich im 
Interesse der Betroffenen vor Ort einzelne Wahl-
kreiszuschnitte neu anzuschauen. Gerade als Ab-
geordneter des Ruhrgebiets kann ich das sagen. 

Deshalb haben wir an die Opposition Fragen zu 
gemeinsamen neuen Vereinbarungen im Bereich 
Recklinghausen gestellt. Ich kann es für mein Esse-
ner Wahlkreisgebiet sagen: Wenn Sie sich an-
schauen, dass Essen mit nur einem einzigen Stadt-
teil von Mülheim, nämlich Mülheim Winkhausen, 
zusammengeschnitten ist, gibt es durchaus Fragen, 
die man sich aus reinen Sachgründen heraus noch 
einmal anschauen könnte. Wir haben das extra 
nicht getan, sondern uns auf das Allernotwendigste 
beschränkt; denn Sie haben uns von der Oppositi-
onsseite ausdrücklich signalisiert, dass das die Vor-
aussetzung dafür ist, hier zu einer allgemein getra-
genen Regel zu kommen.  

Das hat nichts damit zu tun, dass wir nicht noch 
eine Reihe von Ideen hätten und dass wir auch 
Kritikpunkte, die wir in der letzten Legislaturperiode 
aus Sacherwägungen heraus angeführt haben, 
unverändert so sehen. Das ist eben der Preis eines 
politischen Kompromisses.  

Es geht auch um den Pragmatismus, es den Betrof-
fenen vor Ort – den Gemeinden – zu ersparen, alle 
paar Jahre wieder komplett neue Zuschnitte zu 
bekommen. Das ist eben die nötige pragmatische 
Herangehensweise.  

Insofern stehen wir für diesen Gesetzentwurf mit 
seinen kleineren Anpassungen ein und würden uns 
freuen, wenn das vielleicht heute nicht nur, wie im 
Hauptausschuss, von drei, sondern von allen vier 
Fraktionen im Haus getragen werden könnte. – 
Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Witzel. – Frau Kollegin Löhrmann von den 
Grünen.  

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Dass ich es noch erlebe, dass 
Herr Witzel um unsere Zustimmung wirbt! Aber das 
nur am Rande.  

Herr Witzel, ich bin überrascht, wie sehr Sie sich 
aufgrund unseres Beitrags im Hauptausschuss 
unter Legitimationsdruck gesehen haben. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, wir haben schlicht und 
ergreifend darauf hingewiesen, dass die FDP einen 

Gesetzentwurf und eine Wahlkreiseinteilung, die sie 
vor vier oder fünf Jahren noch extrem gegeißelt und 
als „Kungelei“ und anderes bezeichnet hat, hier jetzt 
mehr oder weniger sang- und klanglos mit be-
schließt.  

Sie haben das als „Pragmatismus“ bezeichnet. Mir 
würden dafür auch andere Vokabeln einfallen. Aber 
mit Blick auf die Abendveranstaltung will ich meine 
Rede gar nicht unnötig verlängern.  

Aus unserer Sicht hat das Rot-Grün-CDU-Gesetz 
von vor fünf Jahren im Grundsatz Bestand. Es gibt 
an der einen oder anderen Stelle Korrekturen, die 
aber nicht zwingend sind. Darauf haben Sie hinge-
wiesen; darauf hat Frau Gödecke hingewiesen.  

Deswegen hätte man darüber auch anders ent-
scheiden können. Gerade im Ruhrgebiet hätte es 
andere Entscheidungsmöglichkeiten gegeben.  

Wir wissen auch, dass bei einigen Kolleginnen und 
Kollegen in der CDU durchaus Unmut über die 
Fortschreibung dieser Wahlkreiseinteilung besteht. 
Dass im Ruhrgebiet jetzt bezogen auf die CDU aus 
anderen Gründen eine viel größere Unruhe 
herrscht, sei am heutigen Tage einfach nur ange-
merkt.  

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Es gibt auch im ländlichen Raum, im Erft-Kreis, 
Punkte, die bei uns vor Ort unterschiedlich gesehen 
werden. Auch im Bergischen Land ist das nicht alles 
hundertprozentig nachvollziehbar.  

Wir wollen aber den Konsens vom Grundsatz her 
natürlich nicht infrage stellen, sondern wir stehen 
dazu. Deswegen werden wir uns heute, weil wir es 
an der einen oder anderen Stelle anders sehen, 
enthalten. Aber vom Grundsatz her werden auch wir 
Grüne dem Wahlkreisgesetz heute grünes Licht 
geben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Löhrmann. – Für die Landesregierung 
spricht Herr Innenminister Dr. Wolf. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Gesetzentwurf beachtet bei 
den zwingenden fakultativen Änderungen einiger 
Wahlkreise die Abgrenzungskriterien des Landes-
wahlgesetzes. Die Landesregierung begrüßt es, 
dass das Änderungsgesetz rechtzeitig vor dem 
9. März 2009 in Kraft treten kann. – Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Innenminister. – Wir sind am Ende der Beratung. 
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Wir kommen damit zur Abstimmung. Der Hauptaus-
schuss empfiehlt in der Beschlussempfehlung 
Drucksache 14/8511, den Gesetzentwurf Drucksa-
che 14/7826 unverändert anzunehmen. Wer stimmt 
dem zu? – SPD, CDU und FDP. Wer stimmt dage-
gen? – Enthält sich jemand? – Es enthalten sich die 
Grünen. Damit ist diese Beschlussempfehlung mit 
den Stimmen von SPD, FDP und CDU angenom-
men und der Gesetzentwurf in zweiter Lesung ver-
abschiedet. 

Wir kommen zu: 

10 Gesetz zur Erhebung von § 4 Absatz 1 Num-
mer 7 und Anlage 2 der Beihilfenverordnung 
in Gesetzesrang 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/8090 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 14/8562 

zweite Lesung  

Heute ist keine Debatte vorgesehen.  

Wir kommen deshalb zur Abstimmung. Der Haupt-
ausschuss empfiehlt in der Beschlussempfehlung 
Drucksache 14/8090, den Gesetzentwurf Drucksa-
che 14/8562 unverändert anzunehmen. Wer stimmt 
dem zu? – SPD, CDU und FDP. Wer stimmt dage-
gen? – Enthält sich jemand? – Das ist nicht der Fall. 
Dann ist dieser Antrag mit den Stimmen von CDU, 
FDP und SPD angenommen. Wir haben ihn damit 
in zweiter Lesung verabschiedet.  

Wir kommen zu: 

11 Würdigung und Anerkennung der karnevalis-
tischen Brauchtumspflege in Nordrhein-West-
falen  

Antrag 
der Fraktion der CDU,  
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/8333 – Neudruck 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/8579 

Entschließungsantrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/8590 

Ich darf auf Folgendes hinweisen: Die Fraktion der 
SPD hat ihr Einverständnis erklärt, ihren Ände-
rungsantrag Drucksache 14/8579 gemäß § 78 

Abs. 7 GO für erledigt zu erklären. – Widerspruch 
sehe ich nicht. Das ist so vorbereitet.  

Der Entschließungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Drucksache 14/8590 ist, wie Sie 
sicherlich alle schon gesehen haben, dem besonde-
ren Thema „Karneval“ geschuldet. 

Bei der Lektüre wird jeder Leser Zweifel an der 
Ernsthaftigkeit und damit an der Zulässigkeit auf der 
Grundlage der parlamentarischen Ordnung haben. 
Da aber das Präsidium weithin für seinen Humor 
und Witz bekannt ist, haben wir den Antrag gleich-
wohl zugelassen. 

Die antragstellende Fraktion hat angekündigt, selbst 
zur Ernsthaftigkeit des Antrags Stellung nehmen zu 
wollen. Damit gebe ich für die CDU-Fraktion zu-
nächst Herrn Kollegen Seel das Wort. 

Rolf Seel (CDU): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! 
Liebe Kollegen! Es freut mich natürlich ganz beson-
ders, dass wir uns mit FDP und SPD auf einen ge-
meinsamen Antragstext verständigt haben.  

Wie in jedem Jahr steht in unserem Bundesland 
Nordrhein-Westfalen seit dem Jahreswechsel alles 
ganz im Zeichen der fünften Jahreszeit. In fast allen 
Kreisen, Städten und Dörfern unseres Landes wird 
das karnevalistische Brauchtum mit großem ehren-
amtlichem Engagement der Mitglieder der 1.807 
Karnevalsvereine und -gesellschaften gepflegt, die 
in 16 Regionalverbänden zusammengeschlossen 
und im Bund Deutscher Karneval vereint sind. 

Dabei sind rund 1 Million Einzelmitglieder in den in 
Nordrhein-Westfalen ansässigen Karnevalsgesell-
schaften und -vereinigungen ehrenamtlich tätig. Es 
ist mir und uns eine große Freude, mit Blick auf den 
heute einzubringenden Antrag, dem die Würdigung 
und Anerkennung des karnevalistischen Brauch-
tums in NRW zugrunde liegt, die anwesenden Prä-
sidenten der Regionalverbände in Nordrhein-
Westfalen auf der Plenartribüne begrüßen zu kön-
nen.  

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, die nordrhein-
westfälischen Karnevalsgesellschaften, -vereine 
und -organisationen sind ein fester Bestandteil des 
ehrenamtlichen bürgerschaftlichen Engagements in 
unserem Lande. Sie leisten einen wertvollen Beitrag 
bei der Förderung der Heimat- und Brauchtums-
pflege und sind in vielfältiger Weise auf karitativem 
und sozialem Gebiet und in der ganzjährigen Ju-
gendförderung aktiv.  

Der Karneval war und ist geprägt von dem jeweili-
gen gesellschaftlichen Zeitgeist und nicht zuletzt 
von den Menschen, die ihn erst beleben. Die ersten 
Wurzeln stammen aus dem 12. Jahrhundert und 
dokumentieren einen Festkomplex christlicher Prä-
gung. Karneval ist ein bedeutendes Traditionsgut 
und ein Teil des gemeinsamen europäischen Kul-
turerbes. Nach wie vor fest im christlichen Jahres-
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